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(54) Bezeichnung: Verfahren und Vorrichtung zur Erkennung und Meldung von Parkunfällen für Fahrzeuge

(57) Zusammenfassung: Die Erfindung betrifft ein Verfah-
ren zur Erkennung und Meldung von Parkunfällen, wobei
an einem Parkunfall beteiligte Fahrzeuge (1, 2) den Parkun-
fall mit Hilfe von Sensoren (3) detektieren und dabei jeweils
einen Initialdatensatz (4) erzeugen, welche untereinander
und/oder mit einer zentralen Recheneinheit (5) ausgetauscht
werden.
Das erfindungsgemäße Verfahren ist durch die folgenden
weiteren Verfahrensschritte gekennzeichnet:
- Auswerten der Initialdatensätze (4), wobei die Initialdaten-
sätze (4) auf das Vorliegen von gemeinsamen Mustern un-
tersucht werden und bei Vorliegen eines festgelegten Mus-
tertyps und/oder Musteranzahl eine Unfallbestätigung gene-
riert wird;
- nach erfolgter Generierung und Empfangen der Unfallbe-
stätigung: Erzeugen von Kamerabildern durch die am Unfall
beteiligten Fahrzeuge (1, 2) mit Hilfe von den Fahrzeugen
(1, 2) umfasster Kameras (6) zur Dokumentation einer Un-
fallsituation, wobei jeweils wenigstens die Kamerabilder um-
fassende Unfalldatensätze generiert werden welche lokal in
den Fahrzeugen (1, 2) gespeichert werden;
- Stellen einer Anfrage zur Einwilligung eines Informations-
austauschs an sämtliche am Unfall beteiligte fahrzeugfüh-
rende Personen;
- nach erfolgter Einwilligung zum Informationsaustausch
sämtlicher am Unfall beteiligten fahrzeugführenden Perso-
nen: Austausch der Unfalldatensätze zwischen dem ersten
(1) und dem weiteren Fahrzeug (2) und/oder der zentralen
Recheneinheit (5) und/oder Übermitteln der Unfalldatensät-
ze an ...
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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft ein Verfahren zur Er-
kennung und Meldung von Parkunfällen nach der im
Oberbegriff von Anspruch 1 näher definierten Art, ei-
ne Vorrichtung zur Durchführung des Verfahrens so-
wie ein Fahrzeug mit einer solchen Vorrichtung.

[0002] Beim Abstellen von Fahrzeugen kann es pas-
sieren, dass das Fahrzeug beschädigt wird. Ursäch-
lich für einen solchen Parkschaden kann beispiels-
weise ein Anrempeln des parkenden Fahrzeugs
durch ein weiteres Fahrzeug sein, ebenso ist es mög-
lich, dass das parkende Fahrzeug durch Unachtsam-
keit, Vandalismus oder Einbruch von einer Person
beschädigt wird. Aus dem Stand der Technik ist be-
kannt, mit Hilfe vom Fahrzeug umfasster Sensoren
ein den Parkschaden verursachendes Ereignis fest-
zustellen, wobei eine Information über das Eintref-
fen des Ereignisses beispielsweise an einen Fahr-
zeughalter übermittelbar ist. So kann der Fahrzeug-
halter beispielsweise eine entsprechende Nachricht
auf seinem Smartphone empfangen. In diesem Fall
kann der Fahrzeughalter sein Fahrzeug aufsuchen,
um eine Unfallaufnahme durchzuführen. Dabei kann
es vorkommen, dass eine an einem Parkunfall betei-
ligte Person Fahrerflucht begeht. Mit Hilfe eines sol-
chen aus dem Stand der Technik bekanntem System
wird der Fahrzeughalter zwar über das Auftreten des
Parkunfalls benachrichtigt, kann jedoch den Unfall-
verursacher nicht ermitteln und/oder kontaktieren.

[0003] Eine Weiterentwicklung solcher Systeme se-
hen es vor, dass zusätzlich zur Feststellung eines
Parkunfalls Umgebungsdaten erfasst werden, wel-
che eine eindeutige Charakterisierung eines weite-
ren am Parkunfall beteiligten Fahrzeugs beziehungs-
weise Person ermöglichen. Ein solches System ist
beispielsweise aus der DE 10 2017 215 489 A1,
DE 101 52 237 A1, DE 102 50 952 A1 oder der
DE 10 2004 004 669 A1 bekannt.

[0004] Systeme zur Detektion von Parkunfällen nut-
zen unter anderem die mit Hilfe von Beschleuni-
gungssensoren erzeugten Messdaten, wodurch oft-
mals Parkunfälle fälschlicherweise festgestellt wer-
den. So wird beispielsweise bei einem mit einem ge-
ringen Abstand am haltenden Fahrzeug vorbeifah-
renden Schwerlasttransport vermehrt ein Parkunfall
gemeldet, obwohl das parkende Fahrzeug nicht be-
rührt wurde. Systeme zur Detektion von Parkunfällen
weisen also ein Weiterentwicklungspotential auf, und
sind daher auch Thema aktueller Forschungsarbei-
ten, beispielsweise: Alfatihi. „Intelligent parking sys-
tems for car parking guidance and damage notifica-
tion.“ 4th international conference on intelligent sys-
tems, Modelling and Simulation. IEEE, 2013.

[0005] Mit zunehmender Digitalisierung und einer
zunehmenden Rolle von Fahrerassistenzsystemen

weisen Fahrzeuge immer öfter Kameras auf, wie bei-
spielsweise eine Frontkamera zur Detektion von Ver-
kehrsschildern und/oder eine Rückfahrkamera zur
Erleichterung eines Einparkvorgangs. Aufgrund der
hohen Fehlerrate bei der Feststellung von Parkschä-
den ist es einem aus dem Stand der Technik bekann-
ten System zur Erfassung von Parkschäden nicht
zwangsläufig erlaubt, mit Hilfe der vom Fahrzeug um-
fassten Kameras bei Feststellen des Parkschadens
eine Unfallsituation zu erfassen, da dies den Da-
tenschutz von in der Nähe des Fahrzeugs befind-
lichen Personen gefährden kann, welche aufgrund
eines fälschlicherweise festgestellten Parkschadens
unnötigerweise von dem vom Fahrzeug umfassten
Kameras erfasst würden. Diese Thematik wird auch
in der Literatur diskutiert, wobei an dieser Stelle
auf: Raith „Interessenabwägung: Beweisführung und
Datenschutz im Konflikt.“ Das vernetzte Automobil.
Springer Vieweg, Wiesbaden, 2019. 261-368 verwie-
sen wird.

[0006] Aus dem Stand der Technik sind trotzdem
Verfahren bekannt, welche bei Auftreten eines Park-
schadens eine Unfallsituation mit Hilfe von Fahrzeu-
gen umfasster Kameras erfassen. So offenbart die
DE 10 2016 216 522 A1 ein Verfahren zum Bereit-
stellen wenigstens einer Information über einen Un-
fall zwischen mindestens zwei Verkehrsteilnehmern.
Dabei wird bei Auftreten eines Parkschadens eine
Unfallsituation von Dritten, nicht am Unfall beteilig-
ten Fahrzeugen, mittels von den dritten Fahrzeugen
umfassten Kameras erfasst. Dies erlaubt eine beson-
ders umfangreiche Unfallfeststellung aufgrund multi-
pler Blickwinkel der von den dritten Fahrzeugen um-
fassten Kameras auf die Unfallsituation. Somit lässt
sich ein Unfallverursacher besonders zuverlässig er-
mitteln. Eine Anwendung des offenbarten Verfah-
rens ist jedoch aufgrund datenschutzrechtlicher Ein-
schränkungen fragwürdig.

[0007] Der vorliegenden Erfindung liegt die Aufgabe
zugrunde, ein Verfahren und eine Vorrichtung zur Er-
kennung und Meldung von Parkunfällen, bei denen
wenigstens zwei Fahrzeuge beteiligt sind, anzuge-
ben, welche eine einfache und zuverlässige Ermitt-
lung eines Unfallverursachers unter Einhaltung da-
tenschutzrechtlicher Restriktionen ermöglichen.

[0008] Erfindungsgemäß wird diese Aufgabe durch
ein Verfahren zur Erkennung und Meldung von Par-
kunfällen mit den Merkmalen des Anspruchs 1, eine
Vorrichtung zur Durchführung des Verfahrens mit den
Merkmalen des Anspruchs 8 sowie ein Fahrzeug mit
einer solchen Vorrichtung gelöst. Vorteilhafte Aus-
gestaltungen und Weiterbildungen ergeben sich aus
den hiervon abhängigen Ansprüchen.

[0009] Bei einem Verfahren zur Erkennung und Mel-
dung von Parkunfällen der eingangs genannten Art
wird der Parkunfall von allen am Parkunfall beteilig-
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ten Fahrzeugen festgestellt, wobei die Fahrzeuge ei-
nen Initialdatensatz untereinander austauschen, wel-
cher den Unfall charakterisierende Sensordaten um-
fasst. Auch ist es möglich, dass die Fahrzeuge ihren
jeweiligen erzeugten Initialdatensatz mit einer zen-
tralen Recheneinheit, beispielsweise einer Cloud, tei-
len. Erfindungsgemäß werten alle an dem Unfall be-
teiligten Fahrzeuge und/oder die zentrale Rechenein-
heit die von sämtlichen am Unfall beteiligten Fahrzeu-
gen übermittelten Initialdatensätze auf das Vorliegen
von gemeinsamen Mustern aus, wobei beim Vorlie-
gen eines festgestellten Mustertyps und/oder einer
Musteranzahl eine Unfallbestätigung generiert wird.
Auch ist es möglich, dass die am Unfall beteiligten
Fahrzeuge mit nicht am Unfall beteiligten Fahrzeu-
gen kommunizieren, wobei die nicht am Unfall betei-
ligten Fahrzeuge mangels der Unfallbestätigung von
einer Durchführung weiterer Verfahrensschritte aus-
genommen sind.

[0010] Bei dem Mustertyp handelt es sich beispiels-
weise um eine bestimmte physikalische Größe, bei-
spielsweise eine mit Hilfe der von den Fahrzeugen
umfassten Sensoren ermittelten Kraft und/oder eines
Impulses, und bei der Musteranzahl um einen festge-
legten Wert, wie viele Mustertypen in den von den am
Unfall beteiligten Fahrzeugen erzeugten Initialdaten-
sätzen übereinstimmen müssen, damit eine Unfall-
bestätigung generiert wird. Hierdurch lässt sich eine
Fehlerrate, mit der Parkschäden erkannt werden, re-
duzieren. Beispielsweise wird nur dann eine Unfallbe-
stätigung generiert, wenn die Fahrzeuge und/oder die
zentrale Recheneinheit feststellen, dass sowohl ein
parkendes Fahrzeug als auch ein das parkende Fahr-
zeug anrempelndes Fahrzeug eine auf das jeweili-
ge Fahrzeug wirkende Kraft von gleicher Größenord-
nung detektieren, wobei eine Richtung in der die Kraft
an den jeweiligen Fahrzeugen angreift von einem
Auftreffwinkel der einander anrempelnden Fahrzeu-
ge abhängt. Durch das Einbeziehen weiterer Muster
lässt sich die Fehlerrate weiter reduzieren, beispiels-
weise kann neben dem Kraftstoß ein von den Fahr-
zeugen aufgenommenes Unfallgeräusch zur Klas-
sifizierung des gemeinsamen Parkschadens aufge-
zeichnet und verglichen werden.

[0011] Wurde eine Unfallbestätigung von den am
Unfall beteiligten Fahrzeugen und/oder der zentra-
len Recheneinheit generiert, wobei eine von der zen-
tralen Recheneinheit generierte Unfallbestätigung an
die am Unfall beteiligten Fahrzeuge übermittelt wird,
dokumentieren die am Unfall beteiligten Fahrzeuge
eine Unfallsituation zusätzlich durch das Erzeugen
von Kamerabildern mit Hilfe der von den Fahrzeu-
gen umfassten Kameras. Dabei ist es möglich, dass
die erzeugten Kamerabilder vorverarbeitet werden,
um nicht unfallrelevante Informationen herauszufil-
tern. So lassen sich beispielsweise Kamerabildberei-
che entfernen oder verpixeln, welche für den Unfall
nicht relevante Inhalte umfassen, beispielsweise las-

sen sich Gesichter von zufällig in den Kamerabildern
vorliegenden Personen unkenntlich machen. Mit Hil-
fe der Kamerabilder lässt sich eine Art und eine Hö-
he eines Parkschadens feststellen, beispielsweise ob
eine Karosserie eines der Fahrzeuge eingedellt oder
zerkratzt wurde und an welcher Stelle der Schaden
vorliegt. Ferner lassen sich Nummernschilder der am
Unfall beteiligten Fahrzeuge erfassen, was eine Er-
mittlung von Fahrzeughaltern der am Unfall beteilig-
ten Fahrzeuge ermöglicht. Dadurch, dass sämtliche
am Parkunfall beteiligten Fahrzeuge die Unfallsituati-
on festhalten, lässt sich die Unfallsituation besonders
umfassend und zuverlässig festhalten, beispielswei-
se wird so eine Falschangabe über eine Höhe des
auftretenden Parkschadens unmöglich gemacht, da
alle am Parkunfall beteiligten Teilnehmer über ein
die tatsächliche Höhe des Parkschadens umfassen-
des Beweismaterial verfügen. Die die Unfallsituati-
on dokumentierenden Kamerabilder werden dabei
in Form von Unfalldatensätzen jeweils lokal in den
Fahrzeugen gespeichert. Die jeweiligen Unfalldaten-
sätze können ferner um weitere Informationen er-
weitert werden, beispielsweise um Adressdaten der
Fahrzeughalter und/oder einen Versicherungsanbie-
ter und eine Versicherungsnummer einer Kfz-Versi-
cherung der Fahrzeughalter. Aus datenschutzrechtli-
chen Gründen kann ein Zugriff auf die lokal in den je-
weiligen Fahrzeugen gespeicherten Unfalldatensät-
ze zum aktuellen Verfahrensfortschritt noch verwehrt
werden.

[0012] Hierzu wird eine Anfrage zur Einwilligung ei-
nes Informationsaustauschs an sämtliche am Un-
fall beteiligten fahrzeugführenden Personen gestellt.
Nach erfolgter Einwilligung sämtlicher am Unfall be-
teiligten fahrzeugführenden Personen werden die
Unfalldatensätze freigegeben und zwischen den am
Unfall beteiligten Fahrzeugen und/oder der zentralen
Recheneinheit ausgetauscht. Es ist auch möglich, die
Unfalldatensätze dabei direkt an Dritte weiterzuge-
ben. So lassen sich die Unfalldatensätze beispiels-
weise direkt an eine Versicherung oder die Polizei
weiterleiten. Die Anfrage zur Einwilligung des Infor-
mationsaustauschs lässt sich beispielsweise auf ei-
ner vom jeweiligen Fahrzeug umfassten Anzeige dar-
stellen, wobei eine fahrzeugführende Person durch
das Eingeben einer Bedienhandlung auf der Anzei-
ge unmittelbar die Einwilligung erteilen kann. Es ist
außerdem damit zu rechnen, dass ein Halter des
parkenden Fahrzeugs nicht anwesend ist, wodurch
der Halter des parkenden Fahrzeugs über eine mo-
bile Nachricht, beispielsweise eine SMS, eine E-Mail
oder dergleichen über den Parkunfall informiert wer-
den kann, zudem kann diese Nachricht die Anfrage
zur Einwilligung des Informationsaustauschs umfas-
sen. Der Fahrzeughalter des parkenden Fahrzeugs
kann diese Nachricht beispielsweise auf einem mobi-
len Endgerät wie einem Smartphone empfangen.
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[0013] Lehnt jedoch wenigstens eine fahrzeugfüh-
rende Person die Einwilligung ab, werden sämtli-
che Unfalldatensätze und Initialdatensätze gelöscht.
Somit wird eine Kompromittierung des Datenschut-
zes einer beliebigen Person verhindert. Dabei ist es
auch möglich, dass ein Fahrzeughalter beispielswei-
se beim Kauf des Fahrzeugs und/oder eine fahrzeug-
führende Person vor Abstellen des Fahrzeugs ei-
ne Einwilligung zum Informationsaustausch pauschal
ablehnt, wobei in diesem Fall das Verfahren zur Er-
kennung und Meldung von Parkunfällen im Fahrzeug
nicht aktivierbar ist.

[0014] Eine vorteilhafte Weiterbildung des Verfah-
rens sieht vor, dass eine Einwilligung zum Informati-
onsaustausch vor Eintreten eines Unfalls in wenigs-
tens einem am Unfall beteiligten Fahrzeug vorliegt,
wobei in diesem Fall keine erneute Anfrage zum Ein-
willigen des Informationsaustauschs an die fahrzeug-
führenden Personen der Fahrzeuge, in denen die
Einwilligung bereits vorliegt, gestellt wird.

[0015] Somit lässt sich ein Zeitabstand zwischen
Eintreten des Parkunfalls und Übermitteln der Un-
falldatensätze zwischen den Fahrzeugen, der zentra-
len Recheneinheit und/oder Dritten verkürzen. Dabei
kann die Einwilligung zum Informationsaustausch auf
eine beliebige Art und Weise von einem Fahrzeughal-
ter und/oder einer fahrzeugführenden Person einge-
geben werden, beispielsweise durch eine direkte Ein-
gabe in ein von den jeweiligen Fahrzeugen umfasstes
Infotainmentsystem, eine auf einem mobilen Endge-
rät ausgeführte App, einer Website eines potenziellen
Dienstleisters zum Anbieten des erfindungsgemäßen
Verfahrens, beispielsweise einem Fahrzeugherstel-
ler, und/oder durch Unterschrift eines entsprechen-
den Papierdokuments, wobei in diesem Fall inner-
halb der Fahrzeuge eine Information über das Vorlie-
gen der Einwilligung zum Informationsaustausch ab-
gespeichert ist.

[0016] Entsprechend einer weiteren vorteilhaften
Ausgestaltung des Verfahrens werden die Initialda-
tensätze und/oder die Unfalldatensätze über eine
drahtlose Kommunikationsschnittstelle übertragen,
insbesondere per Mobilfunk, WiFi, eine Schnittstelle
zur Fahrzeug-zu-Fahrzeug-Kommunikation und/oder
eine Schnittstelle zur Fahrzeug-zu-X-Kommunikati-
on. Somit lassen sich beliebige etablierte und breit
verfügbare Mittel zur Datenübertragung nutzen.

[0017] Eine weitere vorteilhafte Ausgestaltung des
Verfahrens sieht ferner vor, dass künstliche Intelli-
genz, beispielhafter Weise Methoden des maschi-
nellen Lernens, zur Auswertung der Initialdatensätze
eingesetzt wird. Generell lassen sich Muster durch ei-
nen beliebigen Algorithmus in den Initialdatensätzen
erkennen, mit Hilfe künstlicher Intelligenz, insbeson-
dere mit Methoden des maschinellen Lernens trai-
nierten Modellen, ist jedoch eine besonders zuver-

lässige Mustererkennung möglich. Die künstliche In-
telligenz kann dabei insbesondere auf der zentralen
Recheneinheit beheimatet sein, wobei ein entspre-
chendes Modell durch eine Vielzahl an die zentrale
Recheneinheit übermittelte Initialdatensätze, welche
im Zusammenhang mit einer Vielzahl verschiedener
Parkunfällen erhoben wurden, mit Methoden des ma-
schinellen Lernens trainiert wird. Hierdurch kann eine
Zuverlässigkeit der Mustererkennung, welche nach
dem Training auch in einem Steuergerät des Fahr-
zeugs erfolgen kann, weiter gesteigert werden. Vor-
teilhafterweise lassen sich zum Trainieren des Mo-
dells, mit Hilfe von Methoden des maschinellen Ler-
nens, künstliche Unfalldaten während der Entwick-
lung nutzen.

[0018] Entsprechend einer weiteren vorteilhaften
Ausgestaltung des Verfahrens enthalten die Initialda-
tensätze wenigstens eine der folgenden Daten:

- einen Pairing-Key, wobei der Pairing-Key ein
an dem Unfall beteiligtes Fahrzeug eindeutig
kennzeichnet und/oder eine eindeutige Unfall-
kennung umfasst;

- Sensordaten der den Unfall detektierenden
Sensoren;

- eine Ortsinformation, an dem sich der Unfall er-
eignet hat; und/oder

- eine Zeitinformation, zu dem sich der Unfall er-
eignet hat.

[0019] Der Pairing-Key lässt sich als eine Art „Fin-
gerabdruck“ verstehen und dient dazu, bei Eintreffen
eines Unfalls, diesen mit einer eindeutigen Kennung
zu kennzeichnen. Der Pairing-Key kann dabei aus ei-
ner willkürlichen Anzahl beliebiger alphanumerischer
Zeichen aufgebaut sein. Im Falle des Eintreffens ei-
nes Unfalls kann jedes der am Unfall beteiligten Fahr-
zeuge einen eigenen Pairing-Key erstellen oder ei-
nen festen Pairing-Key aufweisen. Eine eindeutige
Unfallzuordnung ist möglich, in dem jedes der am Un-
fall beteiligten Fahrzeuge den von den anderen am
Unfall beteiligten Fahrzeuge erhaltenen Pairing-Key
empfängt, abspeichert und mit dem fahrzeugeigenen
Pairing-Key verknüpft.

[0020] Dabei kann der Pairing-Key auch von der
zentralen Recheneinheit erzeugt und dort gespei-
chert werden, wobei der Pairing-Key eine eindeuti-
ge Kennzeichnung des Unfalls und/oder der am Un-
fall beteiligten Fahrzeuge ermöglicht. Hierzu kann der
Pairing-Key insbesondere von einer Datenbank um-
fasst sein.

[0021] Die Initialdatensätze lassen sich zwischen
den am Unfall beteiligten Fahrzeugen austauschen
und von jedem der Fahrzeuge und/oder der zentralen
Recheneinheit auswerten. Die von den Initialdaten-
sätzen umfassten Sensordaten können beispielswei-
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se Sensordaten von Beschleunigungssensoren, Ge-
räuschsensoren, Kraftsensoren, Dehnungssensoren
und/oder dergleichen umfassen. Eine eindeutige Zu-
ordnung eines Unfalls und der an dem Unfall beteilig-
ten Fahrzeuge ist durch das Auffinden gemeinsamer
Muster in den Sensordaten möglich, beispielsweise
durch das Vorliegen eines zeitgleich von den Senso-
ren der am Unfall beteiligten Fahrzeuge gemessenen
Kraftstoß ähnlicher Stärke. Der Kraftstoß kann dabei
als Vektor vorliegen und in den Sensordatensätzen
der am Unfall beteiligten Fahrzeuge aufgrund einer
unterschiedlichen Ausrichtung der Fahrzeuge zuein-
ander in unterschiedliche Richtungen zeigen. Insbe-
sondere können komplexe gemeinsame Unfallmus-
ter in den Sensordaten mit Methoden des maschinel-
len Lernens trainierten Modellen erkannt werden.

[0022] Für eine eindeutige Zuordnung können so-
wohl der Pairing-Key als auch die Sensordaten mit
den Ortsinformationen und der Zeitinformation ver-
knüpft werden. Die Ortsinformation umfasst dabei
beispielsweise Geo-Koordinaten, welche mit Hilfe
eines satellitengestützten Navigationssystems be-
stimmt werden. Um einen Zeitunterschied eines von
den am Parkunfall beteiligten Fahrzeugen festgestell-
ten Parkunfalls zu verhindern, lässt sich eine Zeiter-
fassung in den am Unfall beteiligten Fahrzeugen syn-
chronisieren. So umfassen die Fahrzeuge insbeson-
dere eine automatisch per Funk eingestellte Uhrzeit.
Diese kann auch aus dem Internet und/oder über die
zentrale Recheneinheit an die Fahrzeuge übermittelt
werden.

[0023] Eine weitere vorteilhafte Ausgestaltung des
Verfahrens sieht ferner vor, dass die Kennzeichnung
eines am Unfall beteiligten Fahrzeugs, die eindeutige
Unfallkennung, die Sensordaten, die Ortsinformatio-
nen und/oder die Zeitinformationen den Pairing-Key
direkt ausbilden. Dadurch, dass die einzelnen Infor-
mationen den Pairing-Key direkt ausbilden, entfällt
der Arbeitsschritt, diese Informationen mit dem Pai-
ring-Key zu verknüpfen. Insbesondere eine Speiche-
rung und Auswertung des Pairing-Keys kann dadurch
vereinfacht werden. Der Pairing-Key kann dabei so
aufgebaut sein, dass eine beliebige Information an
einer beliebigen Stelle des Pairing-Keys angeordnet
ist, insbesondere können die einzelnen Informatio-
nen durch ein gesondertes Trennzeichen, beispiels-
weise ein Minus, ein Plus, ein Und-Symbol, eine Rau-
te oder dergleichen voneinander getrennt sein. So
können beispielsweise zuerst die Ortsinformationen
und die Zeitinformationen innerhalb des Pairing-Keys
angeordnet sein, auf welche die Sensordaten der den
Unfall detektierenden Sensoren sowie die eindeutige
Fahrzeugkennung, beispielsweise ein Kennzeichen
oder eine Fahrgestellnummer eines Fahrzeugs, fol-
gen. Die Reihenfolge ist beliebig vertauschbar. Ge-
nerell ist es denkbar, dass, wenn eine der Informatio-
nen zur Ausbildung des Pairing-Keys nicht abrufbar
ist, an entsprechender Stelle innerhalb des Pairing-

Keys Platzhalter vorgesehen werden, beispielsweise
eine Null oder ein beliebiges anderes Zeichen.

[0024] Bevorzugt ist der Pairing-Key verschlüsselt,
wobei der verschlüsselte Pairing-Key während der
Auswertung der Initialdatensätze auch von künstli-
cher Intelligenz erzeugbar und/oder lesbar ist. Somit
kann der Datenschutz bei der Anwendung des er-
findungsgemäßen Verfahrens weiter verbessert wer-
den, indem ein Auslesen des Pairing-Keys von Un-
beteiligten erschwert wird. Generell ist es denkbar,
dass eine Ver- und Entschlüsselung durch einen be-
liebigen Algorithmus erfolgt. Dabei kann sowohl ein
mit den Initialdaten verknüpfter Pairing-Key, als auch
ein von den Initialdaten direkt ausgebildeter Pairing-
Key verschlüsselt werden.

[0025] Eine Vorrichtung zur Durchführung eines im
vorigen beschriebenen Verfahrens umfasst erfin-
dungsgemäß wenigstens einen Sensor zur Detekti-
on eines Unfalls, wenigstens eine Kamera, wenigs-
tens eine drahtlose Kommunikationsschnittstelle, we-
nigstens eine Recheneinheit, wenigstens eine Anzei-
ge und wenigstens eine Einrichtung zur Eingabe von
Bedienhandlungen.

[0026] Eine solche erfindungsgemäße Vorrichtung
erlaubt die Durchführung eines erfindungsgemäßen
Verfahrens. Mit Hilfe der Sensoren, beispielswei-
se Beschleunigungssensoren, Kraftsensoren, Deh-
nungssensoren, Geräuschsensoren (Mikrofone) und/
oder dergleichen lässt sich das Eintreffen eines Un-
falls detektieren. Mit Hilfe der Kameras werden Ka-
merabilder vom Unfall und der an dem Unfall beteilig-
ten Fahrzeuge erzeugt. Mit Hilfe der drahtlosen Kom-
munikationsschnittstelle ist ein Datenaustausch so-
wohl zwischen den am Unfall beteiligten Fahrzeugen
als auch einer zentralen Recheneinheit möglich. Die
Fahrzeuge umfassen selbst jeweils eine Rechenein-
heit, mit deren Hilfe eine Auswertung der Sensor-
daten möglich ist und welche eine Speichereinheit
zum Speichern der Kamerabilder und der Sensorda-
ten aufweist. Mit Hilfe der Anzeige lässt sich eine
fahrzeugführende Person über das Eintreffen eines
Unfalls informieren sowie eine Anfrage zur Einwilli-
gung eines Informationsaustauschs stellen. Mit Hil-
fe der Einrichtung zur Eingabe von Bedienhandlu-
gen kann eine fahrzeugführende Person der Anfrage
zur Einwilligung eines Informationsaustauschs statt-
geben. Die Anzeige kann dabei eine beliebige Anzei-
ge wie ein Kombiinstrument, eine Head-Unit, ein Hea-
dup-Display sowie eine mobiles Endgerät, beispiels-
weise ein Smartphone, Laptop, Tablet und/oder der-
gleichen sein. Handelt es sich dabei insbesondere
um ein touchfähiges Gerät, kann die Einwilligung in
einen Informationsaustausch direkt auf der Anzeige
eingegeben werden.

[0027] Erfindungsgemäß ist eine solche Vorrichtung
von einem Fahrzeug umfasst. Dabei kann es sich bei-
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spielsweise um einen Pkw, einen Lkw, ein Motorrad,
einen Transporter, eine Baumaschine und/oder der-
gleichen handeln.

[0028] Bevorzugt weist das Fahrzeug wenigstes ei-
ne Tür auf, wobei die Tür wenigstens einen Beschleu-
nigungssensor umfasst, welcher dazu eingerichtet
ist, ein Anschlagen der Tür gegen ein Hindernis fest-
zustellen. Das Anschlagen von Türen beim Ein- und
Aussteigen eines in einer schmalen Parklücke ge-
parkten Fahrzeugs stellt ein besonders häufiges Par-
kunfallszenario dar. Mit Hilfe von in den Türen vorge-
sehenen Beschleunigungssensoren lässt sich somit
auch ein solches Unfallszenario feststellen und das
erfindungsgemäße Verfahren zur Meldung eines sol-
chen Parkunfalls einsetzen.

[0029] Weitere vorteilhafte Ausgestaltungen des er-
findungsgemäßen Verfahrens, der Vorrichtung sowie
des Fahrzeugs ergeben sich aus den Ausführungs-
beispielen, welche nachfolgend unter Bezugnahme
auf die Figuren näher beschrieben werden.

[0030] Dabei zeigen:

Fig. 1 eine Draufsicht auf zwei an einem Parkun-
fall beteiligte Fahrzeuge;

Fig. 2 drei Möglichkeiten eines Austauschs von
einen Parkunfall charakterisierenden Initialda-
tensätzen; und

Fig. 3 ein Ablaufdiagramm eines erfindungsge-
mäßen und eines alternativen erfindungsgemä-
ßen Verfahrens.

[0031] Fig. 1 zeigt zwei an einem Parkunfall beteilig-
te Fahrzeuge 1 und 2. Dabei handelt es sich bei dem
Fahrzeug 1 um ein parkendes Fahrzeug, wobei das
Fahrzeug 2 beim Rangieren auf dieses aufgefahren
ist. Die Fahrzeuge 1 und 2 umfassen jeweils Senso-
ren 3, welche dazu eingerichtet sind, das Eintreffen
eines Parkunfalls festzustellen, beispielsweise durch
das Messen eines Impulses, Kraftstoßes, einer Deh-
nung, der Erfassung eines Geräuschs und/oder der-
gleichen. Ferner umfassen die Fahrzeuge 1 und 2
jeweils eine Recheneinheit 8, eine Schnittstelle zur
drahtlosen Datenübertragung 7 sowie wenigstens ei-
ne Kamera 6, wobei in Fig. 1 die Fahrzeuge 1 und 2
jeweils über eine Frontkamera und eine Rückkamera
verfügen.

[0032] Tritt ein Parkunfall auf, lässt sich dies mit Hilfe
der Sensoren 3 feststellen, wobei von den Sensoren
3 erzeugte Messdaten von der Recheneinheit 8 aus-
gewertet werden, und nach erfolgter Feststellung des
Parkunfalls von den Sensoren 3 erzeugte Sensorda-
ten jeweils in Form eines Initialdatensatzes 4 gespei-
chert werden, welcher mit Hilfe der Schnittstelle zur
drahtlosen Datenübertragung 7 zwischen den Fahr-
zeugen 1 und 2 und/oder eine zentralen Rechenein-
heit 5, welche in Fig. 2 dargestellt ist, ausgetauscht

werden. Die Recheneinheit 8 und/oder die zentrale
Recheneinheit 5 vergleichen daraufhin die Initialda-
tensätze 4 auf das Vorliegen von gemeinsamen Mus-
tern, wodurch feststellbar ist, dass die beiden Fahr-
zeuge 1 und 2 an ein und demselben Parkunfall be-
teiligt sind.

[0033] Entsprechend einer ersten Ausgestaltung ei-
nes Austauschs der Initialdatensätze 4 zeigt Fig. 2a)
einen Austausch der Initialdatensätze 4 zwischen
dem ersten Fahrzeug 1 und dem weiteren Fahrzeug 2
über die hier nicht dargestellte Schnittstelle zur draht-
losen Datenübertragung 7. Auch ist es möglich, dass,
wie in Fig. 2b) dargestellt, die von den beiden Fahr-
zeugen 1 und 2 erzeugten Initialdatensätze 4 über die
zentrale Recheneinheit 5 zwischen den Fahrzeugen
1 und 2 ausgetauscht werden. Dabei kann die zen-
trale Recheneinheit 5 zum einen als Vermittler zwi-
schen den Fahrzeugen 1 und 2 dienen, wobei die
Fahrzeuge 1 und 2 ihren jeweiligen Initialdatensatz 4
an die zentrale Recheneinheit 5 verschicken, welche
von der zentralen Recheneinheit 5, wie durch die ge-
strichelten Initialdatensätze 4 symbolisiert, unmittel-
bar an das jeweilige andere Fahrzeug 1 und/oder 2
weitergeleitet wird. Dabei kann die zentrale Rechen-
einheit 5 die jeweiligen Initialdatensätze 4 auch selbst
auswerten. Auch ist es möglich, dass die Fahrzeu-
ge 1 und 2 ihre jeweiligen Initialdatensätze 4 an die
zentrale Recheneinheit 5 schicken, die zentrale Re-
cheneinheit 5 die Initialdatensätze 4 auswertet und
das erste Fahrzeug 1 und das weitere Fahrzeug 2 je-
weils lediglich eine Nachricht von der zentralen Re-
cheneinheit 5 empfangen, welche bestätigt oder ver-
neint, ob ein gemeinsamer Parkunfall zwischen den
Fahrzeugen 1 und 2 vorliegt.

[0034] Entsprechend Fig. 2c) können die Initialda-
tensätze 4 auch zwischen dem ersten und dem wei-
teren Fahrzeug 1 und 2 und der zentralen Rechen-
einheit 5 ausgetauscht werden. Hierdurch lässt sich
eine Zuverlässigkeit des Verfahrens steigern, indem
beispielsweise Fehler bei einer Auswertung der Initi-
aldatensätze 4 von einer der Recheneinheiten 5 und/
oder 8 durch eine korrekte Auswertung der Initialda-
tensätze 4 von den übrigen Recheneinheiten 5 und/
oder 8 ausgeglichen wird.

[0035] Bei dem in Fig. 3a) gezeigten Ablaufdia-
gramm des erfindungsgemäßen Verfahrens erzeu-
gen die von den Fahrzeugen 1 und 2 umfassten Sen-
soren 3 im Verfahrensschritt 310 Messdaten, wel-
che einen Rückschluss auf das Eintreffen eines Par-
kunfalls ermöglichen, beispielsweise durch messen
eines Kraftstoßes, welcher beim Aufeinanderprallen
der Fahrzeuge 1 und 2 entsteht. Eine jeweils von
den Fahrzeugen 1 und 2 umfasste Recheneinheit
8 wertet anschließend im Verfahrensschritt 320 die
Sensordaten aus und fasst diese zu Initialdatensät-
zen 4 zusammen, welche im Verfahrensschritt 330
zwischen dem ersten 1 und dem weiteren Fahrzeug
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2 und/oder einer zentralen Recheneinheit 5 über eine
Schnittstelle zum drahtlosen Datenaustausch 7 aus-
getauscht werden. Im Verfahrensschritt 340 erfolgt
ein Vergleich der Initialdatensätze 4, wobei bei ei-
nem fehlenden kausalen Zusammenhang der Initial-
datensätze 4 im Verfahrensschritt 341 das Verfahren
abgebrochen wird oder bei Feststellen eines festge-
legten gemeinsamen Mustertyps und/oder einer fest-
gelegten Musteranzahl im Verfahrensschritt 342 von
der die Auswertung durchführenden Recheneinhei-
ten 5 und/oder 8 eine Unfallbestätigung ausgege-
ben wird. Diese wird ebenfalls über die Schnittstel-
le zum drahtlosen Datenaustausch 7 zwischen den
Fahrzeugen 1 und 2 und/oder der zentralen Rechen-
einheit 5 ausgetauscht. Im Verfahrensschritt 350 er-
zeugen die Fahrzeuge 1 und 2 mit von ihnen umfass-
ten Kameras 6 Kamerabilder von einer Umgebung
der Fahrzeuge 1 und 2 zur Dokumentation des Par-
kunfalls. Diese werden in den Fahrzeugen 1 und 2
in Form von Unfalldaten lokal gespeichert. Die Un-
falldaten können ferner durch weitere Daten ange-
reichert werden, beispielsweise Name und Adresse
eines Fahrzeughalters und/oder einer Versicherung.
Im Verfahrensschritt 360 wird an sämtliche am Par-
kunfall beteiligte Personen eine Anfrage zur Einwil-
ligung eines Informationsaustauschs gestellt. Hierzu
kann das Stellen der Anfrage von den Recheneinhei-
ten 8 und/oder der zentralen Recheneinheit 5 initi-
iert werden. Beispielsweise erfolgt die Initiierung der
Anfragestellung nach dem lokalen Speichern der Ka-
merabilder. Die Anfrage wird beispielsweise auf von
den Fahrzeugen 1 und 2 umfassten Anzeigen darge-
stellt. Es ist auch möglich, eine Anfrage an ein mo-
biles Endgerät zu übertragen. Im Verfahrensschritt
370 erfolgt eine Einwilligung oder Ablehnung der An-
frage zum Einwilligen des Informationsaustauschs.
Hat wenigstens eine der am Unfall beteiligten Perso-
nen die Anfrage abgelehnt, werden im Verfahrens-
schritt 381 sämtliche Initialdatensätze 4 und Unfall-
datensätze gelöscht. Haben hingegen sämtliche am
Unfall beteiligten Personen der Anfrage zur Einwilli-
gung des Informationsaustauschs zugestimmt, wer-
den im Verfahrensschritt 382 die Initialdatensätze 4
und/oder die Unfalldatensätze zwischen den Fahr-
zeugen und/oder der zentralen Recheneinheit 1, 2
und/oder 5 ausgetauscht. Ferner können die Initial-
datensätze 4 und die Unfalldatensätze an Dritte wei-
tergegeben werden. Beispielsweise können die Initi-
aldatensätze 4 und/oder die Unfalldatensätze an die
Polizei und/oder eine Versicherung übermittelt wer-
den.

[0036] Bei dem in Fig. 3b) dargestellten alternati-
ven Verfahren erfolgt im Verfahrensschritt 410 das
Stellen einer Anfrage zur pauschalen Einwilligung
eines Informationsaustauschs. Wird diese Anfrage
pauschal abgelehnt, werden die Initialdatensätze 4
gelöscht und von der Durchführung weiterer Verfah-
rensschritte abgesehen. Erfolgt jedoch eine pauscha-
le Einwilligung, wird das Verfahren wie in Fig. 3a) ge-

zeigt durchgeführt, wobei das Ausgeben einer erneu-
ten Anfrage zur Einwilligung des Datenaustauschs
ausbleiben kann.
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Patentansprüche

1.  Verfahren zur Erkennung und Meldung von Par-
kunfällen, wobei an einem Parkunfall ein erstes Fahr-
zeug (1) und wenigstens ein weiteres Fahrzeug (2)
beteiligt ist, bei dem das erste Fahrzeug (1) und das
weitere Fahrzeug (2) einen Unfall mit Hilfe von den
Fahrzeugen (1, 2) umfassten Sensoren (3) detektie-
ren und dabei jeweils einen Initialdatensatz (4) erzeu-
gen und die Fahrzeuge (1, 2) die jeweiligen Initialda-
tensätze (4) untereinander und/oder mit einer zentra-
len Recheneinheit (5) austauschen, gekennzeichnet
durch folgende weitere Verfahrensschritte:
- Auswerten der Initialdatensätze (4) von dem ersten
(1) und dem weiteren Fahrzeug (2) und/oder der zen-
tralen Recheneinheit (5), wobei die Initialdatensätze
(4) auf das Vorliegen von gemeinsamen Mustern un-
tersucht werden und bei Vorliegen eines festgelegten
Mustertyps und/oder Musteranzahl eine Unfallbestä-
tigung generiert wird;
- nach erfolgter Generierung der Unfallbestätigung
durch die am Unfall beteiligten Fahrzeuge (1, 2) oder
Weitergabe der Unfallbestätigung an die am Unfall
beteiligten Fahrzeuge (1, 2) von der zentralen Re-
cheneinheit (5): Erzeugen von Kamerabildern durch
die am Unfall beteiligten Fahrzeuge (1, 2) mit Hil-
fe von den Fahrzeugen (1, 2) umfasster Kameras
(6) zur Dokumentation einer Unfallsituation, wobei je-
weils wenigstens die Kamerabilder umfassende Un-
falldatensätze generiert werden welche lokal in den
Fahrzeugen (1, 2) gespeichert werden;
- Stellen einer Anfrage zur Einwilligung eines Infor-
mationsaustauschs an sämtliche am Unfall beteiligte
fahrzeugführende Personen;
- nach erfolgter Einwilligung zum Informationsaus-
tausch sämtlicher am Unfall beteiligten fahrzeugfüh-
renden Personen: Austausch der Unfalldatensätze
zwischen dem ersten (1) und dem weiteren Fahrzeug
(2) und/oder der zentralen Recheneinheit (5) und/
oder Übermitteln der Unfalldatensätze an Dritte; und
- bei Ausbleiben wenigstens einer Einwilligung: lö-
schen sämtlicher Unfalldatensätze und Initialdaten-
sätze.

2.  Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass eine Einwilligung zum Informations-
austausch vor Eintreten eines Unfalls in wenigstens
einem am Unfall beteiligten Fahrzeug (1, 2) vorliegt,
wobei in diesem Fall keine erneute Anfrage zum Ein-
willigen des Informationsaustauschs an die fahrzeug-
führenden Personen der Fahrzeuge (1, 2), in denen
die Einwilligung bereits vorliegt, gestellt wird.

3.    Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, dadurch
gekennzeichnet, dass die Initialdatensätze (4) und/
oder die Unfalldatensätze über eine drahtlose Kom-
munikationsschnittstelle (7) übertragen werden, ins-
besondere per Mobilfunk, Wifi, eine Schnittstelle zur
Fahrzeug-zu-Fahrzeug Kommunikation, und/oder ei-
ne Schnittstelle zur Fahrzeug-zu-X Kommunikation.

4.    Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis
3, dadurch gekennzeichnet, dass künstliche Intelli-
genz zur Auswertung der Initialdatensätze (4) einge-
setzt wird.

5.   Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 4,
dadurch gekennzeichnet, dass die Initialdatensätze
(4) wenigstens eine der folgenden Daten enthalten:
- einen Pairing-Key, wobei der Pairing-Key ein an
dem Unfall beteiligtes Fahrzeug (1, 2) eindeutig kenn-
zeichnet und/oder eine eindeutige Unfallkennung
umfasst;
- Sensordaten der den Unfall detektierenden Senso-
ren (3);
- eine Ortsinformation an dem sich der Unfall ereignet
hat; und/oder
- eine Zeitinformation zu dem sich der Unfall ereignet
hat.

6.  Verfahren nach Anspruch 5, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Kennzeichnung eines am Unfall
beteiligten Fahrzeugs (1, 2), die eindeutige Unfallken-
nung, die Sensordaten, die Ortsinformation und/oder
die Zeitinformationen den Pairing-Key direkt ausbil-
den.

7.   Verfahren nach einem der Ansprüche 5 bis 6.
gekennzeichnet durch einen verschlüsselten Pai-
ring-Key.

8.    Vorrichtung zur Durchführung eines Verfah-
rens nach einem der vorhergehenden Ansprüche,
gekennzeichnet durch, wenigstens einem Sensor
(3) zur Detektion eines Unfalls, wenigstens einer Ka-
mera (6), wenigstens einer drahtlosen Kommunikati-
onsschnittstelle (7), wenigstens einer Recheneinheit
(8), wenigstens einer Anzeige und wenigstens einer
Einrichtung zur Eingabe von Bedienhandlungen.

9.  Fahrzeug (1, 2), gekennzeichnet durch, eine
Vorrichtung nach Anspruch 8.

10.    Fahrzeug (1, 2) nach Anspruch 9, gekenn-
zeichnet durch, wenigstens eine Tür, wobei die Tür
wenigstens einen Beschleunigungssensor umfasst,
welcher dazu eingerichtet ist ein Anschlagen der Tür
gegen ein Hindernis festzustellen.

Es folgen 3 Seiten Zeichnungen
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Anhängende Zeichnungen
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